
Abschrift 

 

Amtsgericht Leipzig 

Insolvenzgericht 

Aktenzeichen: 405 IN 1312/20 

BESCHLUSS 

In dem Insolvenzverfahren über das Vermögen d. 

One  Brand  Solutions  GmbH, Springorumallee 5, 44795 Bochum, vertreten durch den Ge-

 

schäftsführer Davut Sahin, geboren am 01.05.1969 
Registergericht: Amtsgericht Bochum Register-Nr.: HRB 16658 

- Schuldnerin - 

Verfahrensbevollmächtigte: Rechtsanwälte  Schwartz Consulting,  Schiller-

 

straße  58, 03046 Cottbus, Gz.: 336/20 S/Ba 

ergeht am 28.12.2020 nachfolgende Entscheidung: 

1. Über das Vermögen der Schuldnerin (Geschäftszweig: Verkauf von Mobilfunkendgerä-
ten und Vermittlung von Telekommunikationsverträgen) wird am 28.12.2020 um 
09:45 Uhr das Insolvenzverfahren eröffnet. 

2. Zum Insolvenzverwalter wird 

Rechtsanwalt 
Joachim M. E. Voigt-Salus 
Großer Brockhaus 1 
04103 Leipzig 
Telefon geschäftlich: 0341 231780 
Telefax: 0341 23178222 
Email geschäftlich: joachim.voigt-salus@voigtsalus.de 

bestellt. 

3. Der Insolvenzverwalter wird beauftragt, die Zustellungen im Sinne des § 30 Abs. 2 Ins° 
durchzuführen — ausgenommen ist die Zustellung an die Schuldnerin. 

4. Die Insolvenzgläubiger werden aufgefordert, lnsolvenzforderungen (§ 38 Ins0) bei dem 
Insolvenzverwalter schriftlich zweifach bis zum 17.02.2021 anzumelden. 
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Die Gläubiger werden aufgefordert, dem Insolvenzverwalter unverzüglich mitzuteilen, 
welche Sicherungsrechte sie an beweglichen Sachen oder an Rechten der Schuldnerin 
in Anspruch nehmen. Dabei sind der 'Gegenstand, an welchem das Sicherungsrecht 
beansprucht wird, die Art und der Entstehungsgrund des Sicherungsrechtes sowie die 
gesicherte Forderung genau zu bezeichnen. Wer diese Mitteilung an den Insolvenzver-
walter schuldhaft unterlässt oder verzögert, haftet für den daraus entstandenen Scha-
den. 

Personen, die Verpflichtungen gegenüber der Schuldnerin haben, dürfen nicht mehr an 
die Schuldnerin, sondern nur noch an den Insolvenzverwalter leisten. 

5. Berichtstermin sowie Termin zur Beschlussfassung der Gläubigerversammlung über 
die Beibehaltung des bisherigen oder die Wahl eines neuen Insolvenzverwalters, die 
Bestätigung des Gläubigerausschusses bzw. die Wahl eines Gläubigerausschusses 
oder die Wahl eines neuen Gläubigerausschusses (§ 68 Ins0), den Fortgang des Ver-
fahrens (§ 157 Satz 1 Ins0), Beschlussfassung über die Eigenverwaltung im Sinne von 
§§ 271, 272 Ins° und die Rechtshandlungen von besonderer Bedeutung gemäß 
§ 160 Ins°, Anordnungen der Gläubiger zur Rechnungslegung (§ 66 Abs. 3 Ins0), An-
ordnungen der Gläubiger zur Verwahrung von Wertgegenständen (§ 149 Abs. 2 Ins0), 
Beauftragung eines Insolvenzplanes (§§ 157 Satz 2, 218 Abs. 2 Ins0) 

sowie Termin zur Prüfung der angemeldeten Forderungen 

wird bestimmt auf: 

Wochentag und Datum Uhrzeit Zimmer/Etage/Gebäude 

Mittwoch, 17.03.2021 14:30 Uhr 
Sitzungssaal 101, 1. OG, Hauptgebäude 
Bernhard-Göring-Straße 64, 04275 Leipzig 

Ist die Gläubigerversammlung beschlussunfähig, gilt die Zustimmung zu Rechtshand-
lungen von besonderer Bedeutung gemäß § 160 Ins0 als erteilt. 

Die in dem elektronischen  Informations-  und Kommunikationssystem (www.insolvenzbe-
kanntmachungen.de) vom Gericht veranlasste Veröffentlichung von personenbezogenen Da-

ten aus dem lnsolvenzverfahren einschließlich des Eröffnungsverfahrens wird spätestens 

sechs Monate nach der Aufhebung oder der Rechtskraft der Einstellung des Insolvenzverfah-
rens gelöscht. 

Alle übrigen vom Gericht veranlassten Veröffentlichungen nach der Insolvenzordnung werden 

einen Monat nach dem ersten Tag der Veröffentlichung gelöscht. 

Gründe: 

Der Antrag ist am 28.10.2020 beim erlassenden lnsolvenzgericht eingegangen. 

Die Schuldnerin gehört der Unternehmensgruppe „Philion-Gruppe" an. Das Amtsgericht Leip-

zig, Insolvenzgericht, hat sich mit Beschluss vom 28.10.2020 Az. 405 IN 1297/20 als Grup-

pen-Gerichtsstand nach § 3a Absatz 1 Ins° u.a. für das lnsolvenzverfahren über das Vermö-

gen der Schuldnerin  One  Brand  Solutions  GmbH für zuständig erklärt. 
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Die Schuldnerin ist nach den Feststellungen des Gerichts zahlungsunfähig und überschuldet. 

Die voraussichtlichen Kosten des Insolvenzverfahrens sind durch die prognostizierte Insol-
venzmasse gedeckt. 

Der Verfahrensabschnitt wird mündlich durchgeführt, da dies zur Förderung des Verfahrens-
ablaufs angezeigt ist. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diese Entscheidung findet die sofortige Beschwerde (im Folgenden Beschwerde) 
statt. 

Die Beschwerde ist binnen einer Notfrist von zwei Wochen 

bei dem Amtsgericht Leipzig, Bernhard-Göring-Straße 64, 04275 Leipzig 

einzulegen. 

In lnsolvenzverfahren, die vor dem 01.03.2012 beantragt wurden, kann die Beschwerde auch 
bei dem Landgericht Leipzig, Harkortstraße 9, 04107 Leipzig eingelegt werden. 

Die Frist beginnt mit der Verkündung der Entscheidung oder, wenn diese nicht verkündet wird, 
mit deren Zustellung. Die Zustellung kann sowohl durch Aufgabe zur Post mittels einfachem 
Brief als auch durch öffentliche Bekanntmachung im Internet unter www.insolvenzbekanntma-
chungen.de erfolgen. Wurde die Entscheidung öffentlich bekanntgemacht, so gilt diese zwei 
Tage nach dem Tag der Veröffentlichung als zugestellt. Erfolgte die Zustellung durch Aufgabe 
zur Post mittels einfachem Brief gilt diese drei Tage nach Aufgabe zur Post als bewirkt. Das 
Datum der Aufgabe zur Post kann dem Frankierungsaufdruck entnommen werden. 

Die Beschwerde wird durch Einreichung einer Beschwerdeschrift oder zur Niederschrift der 
Geschäftsstelle eingelegt. Die Beschwerde kann auch zur Niederschrift der Geschäftsstelle 
eines anderen Amtsgerichts erklärt werden; die Frist ist jedoch nur gewahrt, wenn die Nieder-
schrift rechtzeitig bei dem oben genannten Gericht eingeht. 

Die Beschwerde muss die Bezeichnung des angefochtenen Beschlusses sowie die Erklärung 
enthalten, dass Beschwerde gegen diese Entscheidung eingelegt wird. 

Die Beschwerde soll begründet werden. 

Die Beschwerde kann auch als elektronisches Dokument eingereicht werden. Das elektroni-
sche Dokument muss für die Bearbeitung durch das Gericht gemäß §§ 2 und 5 der Elektroni-
scher-Rechtsverkehr-Verordnung (ERVV) geeignet sein. 

Es muss 
1. mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen 

sein und gemäß § 4 ERVV übermittelt werden, wobei mehrere elektronische Dokumen-
te nicht mit einer gemeinsamen qualifizierten elektronischen Signatur übermittelt wer-
den dürfen, oder 

2. von der verantwortenden Person signiert und auf einem der sicheren Übermittlungswe-
ge, die in § 130a Abs. 4 der Zivilprozessordnung abschließend aufgeführt sind, einge-
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reicht werden. 

Informationen hierzu können über das Internerportal 
www.justiz.de/elektronischer_rechtsverkehr/indeiphp aufgerufen werden. 

Weißenfels 
Richter am Amtsgericht 

Seite 4 


	Page 1
	Page 2
	Page 3
	Page 4

